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Der VIII, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 
18, April 1977 durch den Vorsitzenden Richter Braxmaier 
und die Richter Claßen, Hoffmann, Wolf und Treier

beschlossen:

Dem Beklagten wird gegen die Versäumung der 
Frist zur Einlegung der sofortigen Beschwerde 
gegen den Beschluß des 9« Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Nürnberg vom 23. November 1976, 
durch den die Berufung als unzulässig verwor­
fen wurde, Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand erteilt.

Auf die sofortige Beschwerde des Beklagten 
wird der vorbezeichnete Beschluß aufgehoben 
und die Sache zur Verhandlung und Entschei­
dung, auch Uber die Kosten der sofortigen 
Beschwerde, an das Berufungsgericht zurück- 
verwiesen.

G r ü n d e  :

Der Beklagte hatte gegen das Urteil des Landgerichts 
Nürnberg-Fürth vom 26. August 1976 form- und fristgerecht 
Berufung eingelegt. Am letzten Tage der verlängerten Beru­
fungsbegründungsfrist beantragte er selbst unter Beifügung 
von Unterlagen zu Protokoll der Geschäftsstelle die Be­
willigung des Armenrechts. Das Berufungsgericht verwarf 
mit Beschluß vom 23. November 1976 die Berufung als unzu­
lässig, weil sie nicht fristgerecht begründet worden sei.
Mit Beschluß vom gleichen Tage versagte das Berufungsgericht
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im Hinblick auf den die Berufung verwerfenden Beschluß 
dem Beklagten das Armenrecht. Die vom Beklagten selbst 
mit Schreiben vom 17. Dezember 1976 eingelegte Beschwer­
de sah das Berufungsgericht als Armenrechtsgesuch für 
eine Beschwerde gegen den die Berufung verwerfenden Be­
schluß an und legte die Akten vor.

Dem Beklagten ist Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gegen die Versäumung der Beschwerdefrist zu ertei­
len. Denn er war durch seine Mittellosigkeit, ein unab­
wendbares Ereignis im Sinne des ,§ 233 ZPO, an der Einle­
gung der sofortigen Beschwerde gegen den die Berufung ver­
werfenden Beschluß gehindert. Sein vom Berufungsgericht 
zu Recht als Armenrechtsgesuch gewertetes Schreiben vom 
17. Dezember 1976 ist innerhalb der Frist des § 577 
Abs. 2 ZPO eingegangen. Das der Einlegung der sofortigen 
Beschwerde entgegenstehende Hindernis war erst mit der 
Bewilligung des Armenrechts für die sofortige Beschwerde 
behoben. Danach beantragte der Beklagte fristgerecht die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand.

Die sofortige Beschwerde des Beklagten gegen den die 
Berufung als unzulässig verwerfenden Beschluß ist zulässig 
und begründet. Denn eine arme Partei, für die ein Anwalt 
formularmäßig Berufung eingelegt hat, ohne sie zu begrün­
den, die aber keinen Prozeßbevollmächtigten hat, der ge­
willt ist, für sie weiter tätig zu werden, kann am 
letzten Tage der Rechtsmittelbegründungsfrist ein Armen­
rechtsgesuch einreichen (BGHZ 38, 376). Daraus folgt, 
daß eine Berufung nicht deshalb verworfen werden darf, 
well innerhalb der Berufungsbegründungsfrist keine Be­
rufungsbegründung , sondern am letzten Tage der Frist 
ein Armenrechtsgesuch eingereicht wurde. Der die Beru­
fung des Beklagten verwerfende Beschluß kann mithin 
keinen Bestand haben.
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Der Beschluß, mit dem das Berufungsgericht das Ar­
menrecht versagt hat, 1st gern. § 127 ZPO unanfechtbar. 
Nachdem indessen der die Berufung verwerfende Beschluß 
aufgehoben werden mußte, wird das Berufungsgericht Ge­
legenheit haben, seine Armenrechtsentscheidung zu über­
prüfen.

Dem Berufungsgericht war auch die Entscheidung über 
die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu übertragen (BGH 
Beschluß vom 15. Dezember 1959 - VIII ZB 29/59 ■ VersR 
I960, 181).

Wolf Treier

Braxmaier Claßen Hoffmann
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